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Die Revision verfolgt das Ziel, die gemeinsame elterliche Sorge unabhängig vom Zivilstand 
der Eltern zum Regelfall werden zu lassen. Die Zielsetzung wird im Wesentlichen damit 
begründet, ein Kind habe Anspruch darauf, dass seine Eltern gemeinsam Verantwortung für 
seine Entwicklung und Erziehung übernehmen würden. Mutter und Vater sollen 
gleichbehandelt werden (vgl. dazu Botschaft vom 16. November 2011 über die Änderung des 
Zivilgesetzbuches [elterliche Sorge] BBl 2011 S. 9092). 
Deshalb steht ein Paradigmenwechsel an. Musste im bisherigen Recht eine durch die KESB 
zu genehmigende Vereinbarung vorliegen, genügt im neuen Recht eine gemeinsame 
Erklärung der Eltern, die bestätigt, dass sie sich über Obhut und persönlichen Verkehr oder 
Betreuungsanteile sowie Unterhaltsbeitrag verständigt haben. Weitergehende Angaben sind 
nicht erforderlich. Eine inhaltliche Überprüfung ist nicht vorgesehen und würde der 
gesetzgeberischen Intention nicht gerecht. Der behördliche Untersuchungs- und 
Offizialgrundsatz ist somit erheblich eingeschränkt, was im entsprechenden Verfahren zu 
Tage treten muss. 
Mit der Revision wird der Begriff Obhut inhaltlich neu definiert. Im bisherigen Recht umfasste 
die Bezeichnung die rechtliche wie die faktische Obhut. Das Recht, den Aufenthaltsort des 
Kindes zu bestimmen, gehörte zur rechtlichen Obhut. Das tatsächliche Zusammenleben mit 
dem Kind in einer Hausgemeinschaft wurde als faktische Obhut bezeichnet. Neu wird die 
Befugnis, den Aufenthaltsort des Kindes zu bestimmen, ausschliesslich der elterlichen Sorge 
zugeordnet. Obhut nach neuem Recht ist also gleichzusetzen mit tatsächlicher (faktischer) 
Obhut (vgl. dazu Art. 301 Abs. 1bis ZGB).  
Neu eingeführt wurde auch der Begriff Betreuungsanteile: Bei gemeinsamem Sorgerecht 
spricht man von Betreuungsanteilen, wenn die Obhut explizit nicht einem Elternteil 
zugewiesen wurde. Fand eine Zuweisung statt, so wird im Bereich der Kontaktregelung zum 
anderen Elternteil von persönlichem Verkehr gesprochen. Diese Begriffsabgrenzung steht 
sodann auch in Einklang mit der Terminologie von Art. 273 ZGB. 
Bei den Kindesschutzmassnahmen entfällt die bisherige Beistandschaft zur Feststellung der 
Vaterschaft nach Art. 309 ZGB. Neu wird diese Aufgabe im Rahmen der revidierten 
allgemeinen Beistandschaft aufgenommen (Art. 308 Abs. 2 ZGB) und erfordert deshalb eine 
konkrete Kindeswohlgefährdung (die bei einem rechtlich vaterlosen Kind i.d.R. angenommen 
wird). 
Im Workshop werden erste Erfahrungen ausgetauscht, offene Frage diskutiert und 
Lösungsansätze für den Praxisalltag entwickelt. 
 
Die ausführlichen Empfehlungen der KOKES zur Umsetzung der gemeinsamen Sorge als 
Regelfall finden sich unter: „www.kokes.ch > Dokumentation > Revision Sorgerecht“ 

Die Präsentationen und weitere Unterlagen der Fachtagung stehen  
auf www.kokes.ch → Aktuell → Tagung 2014 zum Download bereit. 
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Inhaltsübersicht Workshop

 Materielle Änderungen im Überblick

 Praxisfragestellungen zur Diskussion und Erfahrungsaustausch
 Erklärung geS

 Kriterien für die Verweigerung/Neuregelung der geS

 Alleinentscheidungskompetenz

 Strittiges Aufenthaltsbestimmungsrecht

 Auswirkungen auf Kindesschutzmassnahmen

 Umgang mit den Fragen des Unterhaltsrechts
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Übersicht Gesetzesänderungen

 Grundsatz der gemeinsamen Sorge [geS] als Regelfall; 
Verheiratete, geschiedene und nicht miteinander verheiratete 
Eltern sollen möglichst gleichgestellt werden
 Anpassungen bei Anerkennung und Vaterschaftsurteil (Art. 298a‐298d 

ZGB)

 Anpassungen bei der Entscheidungsmacht im Alltag (Art. 301 Abs. 1ter

ZGB)

 Anpassungen beim Aufenthaltsbestimmungsrecht (Art. 301a ZGB)

 Weitere Anpassungen
 Ergänzung Art. 308 Abs. 2 und 311 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB

 Streichung von Art. 309 ZGB

 Anpassungen Namensrecht (Art. 270a ZGB)

 Art. 220 StGB: Aufenthaltsbestimmungsrecht

Änderung Begrifflichkeiten

 Obhut und Aufenthaltsbestimmungsrecht
Obhut: unter diesem Begriff ist nur noch die faktische (tatsächliche) 

Obhut zu verstehen (kann im Streitfall durch Gericht oder KESB 
zugeteilt werden)

Aufenthaltsbestimmungsrecht: rechtliche Kompetenz, über den 
Aufenthaltsort des Kindes zu entscheiden (Neuregelung in 
Art. 301a ZGB) 

 Betreuungsanteile und persönlicher Verkehr 
 Der Elternteil, der die faktische Obhut nicht innehat, übt den Kontakt 

zum Kind im Rahmen des persönlichen Verkehrs aus

 Haben beide Eltern die faktische Obhut, können die 
Betreuungsanteile, nicht aber der persönliche Verkehr geregelt 
werden!
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Eckpunkte der neuen geS

• In der Regel keine Zuteilung der Sorge mehr im Scheidungs‐
verfahren (Art. 298 ZGB)

• Gemeinsame Erklärung unverheirateter Eltern (Art. 298a ZGB)

• Anordnung geS auf Antrag eines Elternteils oder im Verfahren 
zur Feststellung der Vaterschaft vor Gericht (Art. 298b und 
298c ZGB)

• Anpassung bei veränderten Verhältnissen (Art. 298d ZGB)

• Auswirkungen auf die Entscheidungen der Eltern
– Grundsatz der gemeinsamen Entscheidungen

– Alleinentscheidung bei alltäglichen Sachen; differenziert beim 
Aufenthaltsort

Nicht miteinander verheiratete Eltern ‐ Einigkeit

• Art. 298a ZGB: Gemeinsame Sorge entsteht durch eine 
Erklärung (Abs. 1)

• Erfahrungen – Fragestellungen bezüglich 
 Formular?

 Erscheinungspflicht vor der KESB?

 schriftliches Verfahren?

 Identitätsprüfung?

 Zuständigkeit innerhalb der KESB (Behörde, Unterstützende Dienste, 
Kanzlei)?

 Erziehungsgutschriften: Vorgehen bei Nichtdeklaration?
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Nicht miteinander verheiratete Eltern ‐ Uneinigkeit

• Art. 298b ZGB: Entscheid der KESB 
– Auf Antrag eines Elternteils, wenn der andere sich weigert, die 

Erklärung abzugeben (Abs. 1)

– geS als Regelfall, wenn nicht zur Wahrung des Kindswohls an der 
alleinigen Sorge festzuhalten ist (Abs. 2)

• Erfahrungen – Fragestellungen bezüglich
– Verfahrenseröffnung – Delegation an andere Stelle?

– Aufforderung zu Mediationsversuch?

– Umfang der Abklärungen?

– Einbezug der Kinder? Verfahrensbeiständin (Art. 314abis Abs. 2 Ziff. 2 
ZGB)?

– Kriterien zur Verweigerung der gemeinsamen Sorge?

– Regelungskompetenz und Abgrenzung gegenüber Gericht –
Vorgehensweisen? 

Alleinentscheidungskompetenz

• Art. 301 Abs. 1bis  ZGB
– Alleinentscheidungskompetenz bei geS desjenigen Elternteils der 

betreut, wenn
• alltägliche oder dringende Entscheidungen; oder

• der andere Elternteil nicht mit vernünftigem Aufwand erreicht werden kann

• Erfahrungen – Fragestellungen bezüglich
– Wird bei Uneinigkeiten KESB eingeschaltet?

– Kindeswohlgefährdung durch gegenseitige Blockade?

– Lösungsvarianten der KESB:
• Weisungen gestützt auf Art. 307 ZGB?

• Zuweisung der Alleinentscheidungskompetenz im Einzelfall gestützt auf Art. 307 
Abs. 1 ZGB?

• Beistandschaft nach 308 Abs. 2 i.V. mit Abs. 3 ZGB?

• Zuteilung alleinige Sorge (Art. 298d Abs. 1 ZGB)?
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Bestimmung des Aufenthaltsortes

• Art. 301a ZGB: Teil der elterlichen Sorge
– Gemeinsame Entscheidung bei geS notwendig, wenn

• Neue Aufenthaltsort im Ausland liegt oder

• Der Wechsel erhebliche Auswirkungen auf die Ausübung  der elterlichen Sorge und 
den pers. Verkehr durch den anderen Elternteil hat

• Erfahrungen – Fragestellungen bezüglich
– Erhebliche Auswirkungen – Praxisbeispiele?

– Anwendbarkeit von Art. 220 StGB?

– Entscheidung über Art. 301a ZGB – Durchsetzbarkeit?

– Abgrenzung zu Art. 310 ZGB?

Kindesschutzmassnahmen

• Feststellung Vaterschaft
– Konkrete Veränderungen in der Handhabung?

– Praxiserfahrungen?

• Unterhaltsverträge
– Auswirkungen der Praxisänderung?

– Offene Fragen?
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Umsetzung gemeinsame elterliche Sorge als Regelfall 

 
Empfehlungen der KOKES vom 13. Juni 2014 1 

 
 
Am 1. Juli 2014 tritt die Reform der elterlichen Sorge in Kraft. Einhergehend sind Anwendungs- 
und Auslegungsfragen vorhanden. Die folgenden Ausführungen richten sich an die Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörden (KESB); sie stellen Empfehlungen dar und zeigen Möglichkeiten 
und Haltungen auf. Es werden jene Aspekte der Gesetzesrevision beleuchtet, die für die KESB 
von besonderer Relevanz sind. Überdies wird ein Formular für die Erklärung der Eltern sowie 
ein Merkblatt für Eltern zur Verfügung gestellt.  
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1. Neuerungen im Überblick 
Die Revision verfolgt das Ziel, die gemeinsame elterliche Sorge unabhängig vom Zivilstand der 
Eltern zum Regelfall werden zu lassen. Die Zielsetzung wird im Wesentlichen damit begründet, 
ein Kind habe Anspruch darauf, dass seine Eltern gemeinsam Verantwortung für seine 
Entwicklung und Erziehung übernehmen würden. Mutter und Vater sollen gleichbehandelt 
werden (vgl. dazu Botschaft vom 16. November 2011 über die Änderung des Zivilgesetzbuches 
[elterliche Sorge] BBl 2011 S. 9092).  

Deshalb steht ein Paradigmenwechsel an. Musste im bisherigen Recht eine durch die KESB zu 
genehmigende Vereinbarung vorliegen, genügt im neuen Recht eine gemeinsame Erklärung der 
Eltern, die bestätigt, dass sie sich über Obhut und persönlichen Verkehr oder Betreuungsanteile 
sowie Unterhaltsbeitrag verständigt haben. Weitergehende Angaben sind nicht erforderlich. Eine 
inhaltliche Überprüfung ist nicht vorgesehen und würde der gesetzgeberischen Intention nicht 
gerecht. Der behördliche Untersuchungs- und Offizialgrundsatz ist somit erheblich eingeschränkt, 
was im entsprechenden Verfahren zu Tage treten muss. 

Ferner wird mit der Revision der Begriff Obhut inhaltlich neu definiert. Im bisherigen Recht 
umfasste die Bezeichnung die rechtliche wie die faktische Obhut. Das Recht, den Aufenthaltsort 
des Kindes zu bestimmen, gehörte zur rechtlichen Obhut. Das tatsächliche Zusammenleben mit 
dem Kind in einer Hausgemeinschaft wurde als faktische Obhut bezeichnet. Neu wird die 
Befugnis, den Aufenthaltsort des Kindes zu bestimmen, ausschliesslich der elterlichen Sorge 
zugeordnet. Obhut nach neuem Recht ist also gleichzusetzen mit tatsächlicher (faktischer) Obhut 
(vgl. dazu Art. 301 Abs. 1bis ZGB). Der Randtitel von Art. 310 ZGB „Aufhebung der elterlichen 
Obhut“ wird deshalb mit dem Begriff „Aufhebung des Aufenthaltsbestimmungsrechts“ ersetzt.  

Neu eingeführt wurde auch der Begriff Betreuungsanteile: Bei gemeinsamem Sorgerecht 
spricht man von Betreuungsanteilen, wenn die Obhut explizit nicht einem Elternteil zugewiesen 
wurde.  Fand eine Zuweisung statt, so wird im Bereich der Kontaktregelung zum anderen 
Elternteil von persönlichem Verkehr gesprochen. Diese Begriffsabgrenzung steht sodann auch in 
Einklang mit der Terminologie von Art. 273 ZGB.  

Bei den Kindesschutzmassnahmen entfällt die bisherige Beistandschaft zur Feststellung der 
Vaterschaft nach Art. 309 ZGB. Neu wird diese Aufgabe im Rahmen der revidierten allgemeinen 
Beistandschaft aufgenommen (Art. 308 Abs. 2 ZGB) und erfordert deshalb eine konkrete 
Kindeswohlgefährdung (die bei einem rechtlich vaterlosen Kind i.d.R. angenommen wird).  

 

2. Zuständigkeiten 

2.1. Sachliche Zuständigkeit 
Über die Belange der elterlichen Sorge zu befinden ist zwei Behörden vorbehalten: den 
Gerichten sowie den KESB, wobei im Bereich des strittigen Unterhalts den Gerichten eine 
ausschliessliche Zuständigkeit zukommt. Bei unverheirateten Eltern kann die gemeinsame 
elterliche Sorge auch durch eine Anerkennungserklärung des Vaters mit gleichzeitiger 
gemeinsamer Erklärung der Eltern beim Zivilstandsamt begründet werden. Für weitergehende 
Einzelheiten wird auf die Tabelle im Anhang verwiesen.  

2.2. Örtliche Zuständigkeit 
Die örtliche Zuständigkeit der KESB richtet sich grundsätzlich nach dem Wohnsitz des 
betroffenen Kindes (bei gemeinsamer Erklärung nach Art. 298a Abs. 4 ZGB, beim Antrag eines 
Elternteils nach Art. 298b Abs. 1 ZGB, in Kindesschutzverfahren  nach Art. 315 ZGB).  
Zum Wohnsitz des Kindes vgl. Ziff. 6.3. 

Für die Regelung der Erziehungsgutschriften ist die KESB am Wohnsitz der Mutter zuständig 
(vgl. Ziff. 6.4).  
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3. Begründung der elterlichen Sorge 

3.1. Voraussetzungen 
Als Inhaber der elterlichen Sorge kommen nur Eltern in Frage, die ein rechtliches 
Kindesverhältnis begründet haben. Zudem müssen sie volljährig sein, dürfen nicht unter 
umfassender Beistandschaft stehen und nicht von einem früheren Entzug der elterlichen Sorge2  
betroffen sein (vgl. Art. 296 Abs. 3 ZGB sowie Art. 311 Abs. 3 ZGB).   

3.2. Verheiratete Eltern 
Verheiratete Eltern üben die elterliche Sorge während der Ehe gemeinsam aus. Beide Eltern  
werden mit der Geburt ihres Kindes Inhaber der gemeinsamen elterlichen Sorge. Bei Trennung 
oder Scheidung befindet das zuständige Gericht darüber; das Belassen des gemeinsamen 
Sorgerechts ist dabei die Regel (Art. 133 Abs. 1 ZGB). 

3.3. Nicht miteinander verheiratete Eltern 
Ist die Mutter volljährig, so ist sie grundsätzlich Alleininhaberin der elterlichen Sorge, sofern 
nicht die Ausschlussgründe von Art. 296 Abs. 3 ZGB sowie Art. 311 Abs. 3 ZGB gegebenen sind 
(vgl. dazu Art. 298a Abs. 5 ZGB). Ein rechtliches Kindesverhältnis zum Vater durch eine 
Anerkennungserklärung bewirkt diesbezüglich keine Änderung.  

Demgegenüber kann das gemeinsame Sorgerecht durch gemeinsame Erklärung der Eltern 
(3.3.1./3.3.2.) oder durch Entscheid der KESB (3.3.3.) oder Gericht (3.3.4) begründet werden.  

3.3.1. Gemeinsame Erklärung beim Zivilstandsamt 

Sind sich die Eltern einig, so können sie eine gemeinsame Erklärung beim Zivilstandsamt 
abgeben, wenn der Vater gleichzeitig das Kind anerkennt, was vorgeburtlich oder auch nach der 
Geburt erfolgen kann (Art. 298a Abs. 1 und 4 ZGB). In ihrer Erklärung3 haben die Eltern zu 
bestätigen, bereit zu sein, gemeinsam die Verantwortung über ihr Kind wahrzunehmen und sich 
über die Obhut als auch den persönlichen Verkehr oder über die Betreuungsanteile wie auch 
über den Unterhaltsbeitrag verständigt zu haben (Art. 298a Abs. 2 ZGB). Die Eltern haben eine 
persönliche Erscheinungspflicht (Art. 18 Abs. 1 Bst. bbis ZStV) und können gleichzeitig auch 
eine Vereinbarung über die Anrechnung der Erziehungsgutschriften abschliessen (vgl. 6.4.).  

3.3.2. Gemeinsame Erklärung bei der KESB 

Wird die gemeinsame Erklärung zu einem späteren Zeitpunkt als die Anerkennung des Kindes 
abgegeben, so ist sie an die zuständige KESB zu richten (Art. 298a Abs. 1 und 4 ZGB). Konkrete 
Ausführungsbestimmungen bezüglich des Verfahrens vor der KESB fehlen in der Gesetzes-
novelle. Eine solche Erklärung ist – wie beim Zivilstandsamt – aus Beweisgründen schriftlich 
abzugeben. Eine Offenlegungs- oder Prüfungspflicht, ob und wie die Modalitäten dem Kindswohl 
entsprechen, besteht nicht. Jedoch sind die Gültigkeitsvoraussetzungen zu prüfen, d. h. Alter 
der Eltern, keine umfassende Beistandschaft, rechtliches Kindesverhältnis, kein Entzug der 
elterlichen Sorge (Art. 311 Abs. 3 ZGB), etc. Es stellt sich die Frage, ob die KESB den Eltern in 
jedem Fall eine Pflicht auferlegen kann, persönlich zu erscheinen. Dies ist eher zu verneinen. 
Grundsätzlich  wird ein persönlicher Kontakt mit den Eltern, sei es bei der KESB oder bei einer 
von ihr beauftragten Stelle, empfohlen. Die KESB kann auch ein rein schriftliches Verfahren 
vorsehen.  

Übergangsrechtlich ist darauf hinzuweisen, dass eine gemeinsame Erklärung bei Einigkeit der 
Eltern jederzeit abgegeben werden kann, sowohl von geschiedenen wie unverheirateten Eltern. 
Sie sind m.a.W. nicht an die Jahresfrist von Art. 12 Abs. 4 SchlT ZGB gebunden.  

                                                 
2 Eine Entziehung der elterlichen Sorge ist auch gegenüber allen später geborenen Kindern wirksam, sofern nicht ausdrücklich eine 

gegenteilige Anordnung im Entscheid getroffen wurde (Art. 311 Abs. 3 ZGB).  
3 Details vgl. „Merkblatt über die Erklärung der gemeinsamen elterlichen Sorge auf dem Zivilstandsamt in der Schweiz (Nr. 152.3), 

herausgegeben vom Eidgenössischen Amt für Zivilstandswesen EAZW. 
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Die schriftliche Erklärung der Eltern (die KOKES stellt für diese Erklärung ein Formular zur 
Verfügung, vgl. hinten) ist in dreifacher Form auszustellen (ein Exemplar für die Mutter, ein 
Exemplar für den Vater und ein Exemplar für die KESB). Die KESB versieht die Erklärung mit 
einer Unterschrift und einem amtlichen Stempel, der die Gültigkeit der Erklärung und somit das 
Zustandekommen der gemeinsamen Sorge nachvollziehbar machen lässt. Die KESB kann eine 
amtliche Bestätigung ausfertigen, sofern die Eltern eine solche verlangen.  

Ab dem 1. Januar 2015 ist zudem zu beachten, dass eine Vereinbarung betreffend 
Erziehungsgutschriften abgeschlossen bzw. innerhalb von drei Monaten nach Abgabe der 
Erklärung nachgereicht werden muss. Ansonsten ist die Anrechnung der  Erziehungsgutschriften 
von der KESB zu regeln (vgl. dazu die Ausführungen unter Ziff. 6.4.). 

 
3.3.3. Ohne gemeinsame Erklärung (Entscheid der KESB) 

Weigert sich ein Elternteil, die Erklärung über die gemeinsame Sorge abzugeben, so kann der 
andere Elternteil die KESB am Wohnsitz des Kindes anrufen (Art. 298b Abs. 1 ZGB). 
Aktivlegitimiert sind Mutter und Vater des Kindes, die ein rechtliches Kindesverhältnis begründet 
haben. Eltern der Kinder, die nach dem 1. Juli 2014 geboren werden, sind an keine Fristen 
gebunden, in der sie den Antrag an die Behörde zu stellen haben.  

Demgegenüber müssen Väter oder Mütter, deren Kinder vor dem 1. Juli 2014 geboren sind, sich 
bis zum 30. Juni 2015 an die KESB wenden und beantragen, die gemeinsame elterliche Sorge 
sei zu verfügen (Art. 12 Abs. 4 SchlT ZGB). Nach Ablauf dieser Frist steht ihnen der Weg in 
Ausnahmefällen  offen, wenn sie veränderte Verhältnisse nachweisen können (vgl. dazu Ziff. 4). 

Zwecks Abklärung der Verhältnisse kann die KESB oder eine von ihr beauftragte Stelle den 
anderen Elternteil oder beide Eltern zu einem Gespräch einladen, oder die KESB erkundigt sich 
beim anderen Elternteil schriftlich nach den Gründen, weshalb die gemeinsame Erklärung 
verweigert wird.  

Die KESB verfügt entweder die gemeinsame elterliche Sorge oder – sofern es das Kindeswohl 
erfordert – belässt das alleinige Sorgerecht bei der Mutter oder überträgt die elterliche Sorge dem 
Vater (Art. 298b Abs. 2 ZGB). Die KESB ist m.a.W. nicht an den Antrag der anrufenden Partei 
gebunden; weicht sie aber vom Regelfall der gemeinsamen Sorge ab, sind die Gründe 
hinreichend darzulegen. Wenn keine qualifizierten Gründe vorliegen, ist die gemeinsame Sorge 
auszusprechen. Unzumutbarkeit für einen Elternteil stellt für sich allein keinen Grund dar, von der 
Einräumung der gemeinsamen Sorge abzusehen. Oberste Richtschnur für den Entscheid der 
Behörde ist die Wahrung des Kindeswohls. Dieser Massstab ist jedoch erheblich eingeschränkt. 
Die Frage, ob gemeinsame oder alleinige elterliche Sorge einzuräumen ist, ist mit dem 
Anwendungsbereich von Art. 311 ZGB nicht deckungsgleich. Die Konstellationen von Art. 311 
ZGB werden insb. durch die „qualifizierte Kooperationsunfähigkeit“ der Eltern4 sowie dem 
offensichtlichen Rechtsmissbrauch ergänzt. Demnach werden also die praktisch relevanten 
Fragen lauten, wie lange es dem Kind zugemutet werden kann, dass auf seinem Rücken ein 
Konflikt ausgetragen wird bzw. insb. ob einem derartigen Konflikt überhaupt mit einem alleinigen 
Sorgerecht begegnet werden kann.5 

Für das Verfahren vor der KESB gelten primär die allgemeinen Verfahrensbestimmungen 
gemäss Art. 314 ZGB i.V.m. Art. 443 ff. ZGB. Insbesondere sind die Rechte des betroffenen 
Kindes gebührend zu berücksichtigen, was zumindest dessen Anhörung erfordert (Art. 314a 
ZGB). In Einklang mit der bundesgerichtlich festgelegten Alterslimite soll ein Kind ab seinem 
6. Altersjahr grundsätzlich angehört werden (BGE 131 III 553). Je nach Konstellation des 
Einzelfalles, insb. bei besonders strittigen Fällen oder bei sog. qualifizierter Kooperationsunfähig-
keit, wird auch eine Vertretung des Kindes zu prüfen sein (Art. 314 abis ZGB). Dabei ist eine 

                                                 
4 So wurde explizit in den parlamentarischen Beratungen der Fall genannt, in welchem die Eltern sich in einem Dauerkonflikt um 

das Kind befinden und sich dieser Konflikt auch auf das Kind auswirkt (Votum Simonetta Sommaruga, AB 2012, N 1645); vgl. 
dazu auch Urs Gloor und Jonas Schweighauser, Die Reform des Rechts der elterlichen Sorge – eine Würdigung aus praktischer 
Sicht, FamPra.ch 2014 S. 6 f. mit den entsprechenden Hinweisen der parlamentarischen Beratungen. 

5 Vgl. zum Ganzen Philippe Meier und Martin Stettler, Droit de  la filiation, 5. Auflage, S. 343 f. mit Hinweisen. 
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Zweiteilung des Verfahrens – Entscheid elterliche Sorge, Regelung der Nebenpunkte – denkbar. 
Die Eltern zu einem Mediationsversuch aufzufordern, erscheint ebenfalls prüfenswert (vgl. Art. 
314 Abs. 2 ZGB). In einem solchen Fall wäre das Verfahren während des Mediationsversuches 
zu sistieren, wobei sich im Vorfeld vorsorgliche Massnahmen beispielsweise für Kontaktregelung 
oder Obhut aufdrängen können. Wird gleichzeitig die Klage auf Abänderung des Unterhalts 
anhängig gemacht, so ist eine Verfahrenskoordination mit dem Gericht angezeigt, zumal die 
Unterhaltsbeiträge der Eltern nicht losgelöst von der Frage der Obhut oder Betreuungsanteilen 
beurteilt werden können. Ebenfalls abhängig davon ist das Zusprechen der 
Erziehungsgutschriften (vgl. Ziff. 6.4.). 

 
3.3.4. Vaterschaftsklage 

Heisst das Gericht eine Vaterschaftsklage gut, so verfügt es entweder die gemeinsame elterliche 
Sorge oder – sofern es das Kindswohl erfordert – belässt die alleinige Sorge der Mutter oder 
überträgt diese dem Vater (Art. 298c ZGB). Obwohl - im Gegensatz zur vorangehenden Norm 
(Art. 298b ZGB) -  die Regelung von strittigen Nebenpunkten nicht erwähnt wird, ist in Analogie 
zu Art. 134 Abs. 4 ZGB eine Kompetenzattraktion anzunehmen. Das Gericht hat neben dem 
Sorgerecht auch die strittigen Nebenpunkte sowie die Erziehungsgutschriften zu regeln6.  

 

3.4. Beratungsauftrag der KESB (oder von ihr bezeichneten Stellen) 

Die Eltern können sich vor der Abgabe der gemeinsamen Erklärung bei der KESB beraten lassen 
(Art. 298a Abs. 3 ZGB); auch urteilsfähige Kinder können sich bei Fragen an die KESB wenden. 
Eine Delegation der Beratungstätigkeit an geeignete Stellen wie eine Elternberatungsstelle oder 
einen Sozialdienst im Auftrag der KESB ist möglich.  

Die Eltern sollen durch die Beratung befähigt und bestärkt werden, ihre Rolle als Eltern 
selbstverantwortlich wahrzunehmen und eine gemeinsame Erklärung abzugeben.  

Inhaltlich von Relevanz sind folgende Aspekte: 

- Voraussetzungen, damit eine gemeinsame elterliche Sorge erklärt werden kann (vgl. dazu 
das Merkblatt für Eltern im Anhang), 

- Namensrecht im Sinne von Art. 270 ff. ZGB (siehe dazu Merkblatt EJPD über die 
Namenserklärungen nach Schweizer Recht, Nr. 153.3, sowie Ziff. 6.2.), 

- Unterhalt des Kindes sowie Funktion einer Unterhaltsvereinbarung, in welcher die 
bestehende Unterhaltspflicht zwischen Eltern und Kind konkretisiert wird (vgl. Ziff. 6.1.),  

- Funktion einer Elternvereinbarung, in welcher Betreuungsregelung als auch Belange der 
alleinigen Entscheidungsbefugnisse usw. geregelt werden können (hier ist vor allem der 
Prozess wichtig, dass sich die Eltern über bestimmte Punkte unterhalten haben), 

- Funktion und Regelung von Erziehungsgutschriften im Bereich der AHV (siehe dazu 
Merkblatt BSV sowie Ziff. 6.4.). 

Insbesondere der Abschluss eines Unterhaltsvertrages ist bei Eltern, welche nicht miteinander 
leben, sicherlich angezeigt7. Auch aus Gründen der steuerlichen Abzugsfähigkeit von 
Unterhaltsbeiträgen erweist sich eine Unterhaltsregelung dienlich8. 

 

 

                                                 
6 Vgl. dazu Patrick Fassbind, Belassung, Erhalt und Erteilung der gemeinsamen Sorge als Regelfall, in: ZKE 2014, S. 111.  

sowie Meier/Stettler, S. 397 und 533. 
7 Vgl. z.B. Meier/Stettler, Droit de la filiation, 5. Auflage, S. 746.  
8 Vgl. auch im Bereich Bundessteuer, Kreisschreiben Nr. 30 zur Familienbesteuerung. 
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4. Wesentliche Änderung der Verhältnisse 

4.1. Allgemeines 

Die KESB regelt die Zuteilung der elterlichen Sorge neu, wenn dies wegen wesentlicher 
Änderung der Verhältnisse zur Wahrung des Kindeswohls nötig ist. Aktivlegitimiert sind die Mutter 
oder der Vater oder das betroffene Kind. Dabei kann sich die KESB auf die Regelung der Obhut, 
des persönlichen Verkehrs oder Betreuungsanteile beschränken (Art. 298d ZGB).  

Für nicht miteinander verheiratete Eltern gilt diese Bestimmung ausschliesslich. Die sachliche 
Zuständigkeit für geschiedene Eltern richtet sich nach Art. 134 Abs. 4 ZGB. Einzig in den 
Belangen des persönlichen Verkehrs oder der Betreuungsanteilen darf die KESB auch strittige 
Anträge geschiedener Eltern regeln. Die Neuregelung der elterlichen Sorge, der Obhut und eines 
Unterhaltvertrages geschiedener Eltern kann die KESB nur bei Einigkeit der betroffenen Eltern 
verfügen (Art. 134 Abs. 3 ZGB).  

Welche Änderungen als wesentlich und zur Wahrung des Kindeswohls zu werten sind, ist 
abhängig vom Regelungsgegenstand. So müssen sehr triftige Gründe vorliegen (vgl. Art. 311 
ZGB), damit die Voraussetzungen einer Neuzuteilung der elterlichen Sorge überhaupt in Betracht 
gezogen werden kann. Demgegenüber werden die in Scheidungsbelangen angewendeten 
Massstäbe für die Bereiche Obhut, persönlicher Verkehr oder Betreuungsanteile auch auf die 
Verfahren von unverheirateten Eltern massgeblich werden (vgl. dazu auch BGer 5A_310/2013 
vom 18. Juni 2013). Für das Verfahren vgl. Ziff. 3.3.3. 

4.2. Spezialregelung: Wegzug  

Will ein Elternteil mit alleiniger elterliche Sorge den Aufenthaltsort des Kindes wechseln, 
untersteht dies neu explizit einer rechtzeitigen Informationspflicht gegenüber dem Anderen (Art. 
301a Abs. 3 ZGB). Für Eltern, die ihren eigenen Wohnsitz wechseln wollen, gilt diese 
Obliegenheit ebenfalls. Dies losgelöst von der Frage, wer Inhaber der elterlichen Sorge ist (Art. 
301a Abs. 4 ZGB). In der Praxis schafft ein Umzug häufig auch das Bedürfnis auf Anpassung der 
bisherigen Nebenpunkte (Obhut, persönlicher Verkehr, Unterhalt etc.), was im Gesetz auch  
erwähnt wird (Art. 301a Abs. 5 ZGB). Gesondert zu betrachten sind aber zwei Fälle: 

Üben die Eltern die elterliche Sorge gemeinsam aus und will die Mutter oder der Vater den 
Aufenthaltsort des Kindes wechseln, so bedarf das der Zustimmung des anderen Elternteils 
oder des Gerichts bzw. der KESB, sofern der neue Aufenthaltsort a) im Ausland liegt (vgl. unten 
4.2.1. oder b) dessen Wechsel eine erhebliche Auswirkungen auf die Ausübung der elterlichen 
Sorge und den persönlichen Verkehr hat (vgl. unten 4.2.2.) (vgl. dazu Art. 301a Abs. 2 ZGB). 
Bezüglich Verfahren vgl. Ausführungen in Ziff. 3.3.3. 

4.2.1. Wegzug ins Ausland 

Können die Eltern keine einvernehmliche Lösung finden, so wird bei nicht miteinander 
verheirateten Eltern die KESB unter Berücksichtigung und Würdigung aller Umstände, namentlich 
der Gründe des Umzugs sowie allfälligen Details zum neuen Wohnort, zu entscheiden haben, wie 
sich der neue Aufenthaltsort zum Bisherigen unter Berücksichtigung des Kindeswohls verhält. 
Eine Neuregelung der Nebenfolgen wie z. B. Obhutszuteilung und Regelung des persönlichen 
Verkehrs drängt sich je nach Distanz und den dazugehörigen konkreten Umständen auf. Werden 
jedoch eigenmächtig Tatsachen ohne vorgängige Verständigung geschaffen, so steht dem 
anderen Elternteil ein Rückführungsverfahren gemäss Haager Kindesentführungsüberein-
kommen oder des Europäischen Sorgerechtsübereinkommen – je nach Aufenthaltsstaat – offen. 

4.2.2. Erhebliche Auswirkungen 

Bei einem Umzug innerhalb der Schweiz stellt sich die Frage, wann von einer erheblichen 
Auswirkung auf die elterliche Sorge und den persönlichen Verkehr gesprochen werden kann. 
Aufgrund des Wortlautes müssten sich die Auswirkungen in beiden Bereichen (kumulativ) als 
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erheblich erweisen. Sachgerechter wäre aber, wenn sich die Erheblichkeit entweder auf die 
elterliche Sorge oder (alternativ) auf die persönlichen Kontakte auswirkt9. 

Denn in Anbetracht der heutigen Kommunikationsmittel könnte es sich in der Tat als schwierig 
erweisen, durch einen Wegzug innerhalb der Schweiz Erheblichkeit bezüglich dem Ausüben der 
elterlichen Sorge zu bejahen. Was eine erhebliche Auswirkung im Bereich des persönlichen 
Verkehrs ist, kann demgegenüber nur in einer Einzelfallbetrachtung unter Berücksichtigung 
objektiver Gesichtspunkte wie Alter des Kindes, Gesundheit, Verkehrsmittel und deren 
Verbindungen, Wegkosten etc. festgestellt werden. Mit anderen Worten wird nicht allein auf das 
Kriterium Distanz abzustellen sein, sondern es müssen sämtliche relevanten Faktoren 
einbezogen werden. Können nicht miteinander verheiratete Eltern keine gemeinsame Lösung 
finden, wird die KESB so oder anders entscheiden müssen (vgl. dazu auch Art. 301a Abs. 5 
ZGB). Es rechtfertigt sich diesfalls von einer konkreten Kindeswohlgefährdung auszugehen, 
weshalb auch in solchen Angelegenheiten die Möglichkeit, die Eltern zu einem 
Mediationsversuch aufzufordern, nicht unberücksichtigt bleiben sollte.  
In der Botschaft wird die Möglichkeit genannt, dass allenfalls ein Verbot oder eine Um- bzw. 
Fremdplatzierung angeordnet werden könne (BBl 2011 S. 9108). In Anbetracht der 
verfassungsmässig geschützten Niederlassungsfreiheit wie auch der Eingriffsintensität einer 
Fremdplatzierung müssen aber vorgängig weniger einschneidendere Massnahmen geprüft 
worden sein und nicht ausreichend erscheinen. Dabei ist zu beachten, dass eine erhebliche 
Auswirkung des Aufenthaltswechsels in Bezug auf Betreuungsanteile vom Wortlaut des Gesetzes 
prima facie nicht erfasst wird. Demgegenüber könnte man jedoch anführen, dass in einem 
solchen Fall Erheblichkeit unter dem Begriff Ausüben der elterlichen Sorge zu subsumieren wäre.  

4.2.3. Zuständigkeit 

Die Änderung des Aufenthaltsortes des Kindes kann auch dazu führen, dass sich sein Wohnsitz 
ändert. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, welche KESB im Rahmen der Belange 
von Art. 301a ZGB anzurufen ist: die bisherige und jene am neuen Ort. In der Regel sollte aber 
die Zuständigkeit der KESB des bisherigen Wohnsitzes bejaht werden10.  

4.3. Tod eines Elternteils 

Haben die Eltern das Sorgerecht gemeinsam ausgeübt und stirbt einer von ihnen, so steht die 
elterliche Sorge dem überlebenden Elternteil zu (Art. 297 Abs. 1 ZGB). Stirbt der 
Alleinsorgeberechtigte prüft die KESB, was dem Kindeswohl zuträglicher ist: entweder die 
Übertragung der elterlichen Sorge an den nicht Inhaber oder die Bestellung eines Vormundes 
(Art. 297 Abs. 2 ZGB). Dabei werden die Gründe, welche damals die Übertragung des alleinigen 
Sorgerechts rechtfertigten, massgeblich zu berücksichtigen sein. Es ist festzustellen, ob sie 
aufgrund der konkret zu beurteilenden Umständen auch zum Entscheidzeitpunkt noch bejaht 
werden können. 

 

5. Inhalt der elterlichen Sorge 

5.1. Allgemeines 

Das Gesetz verzichtet auf eine Legaldefinition. Es umschreibt aber deren Inhalt und regelt 
Einzelaspekte. Der Inhalt der elterlichen Sorge wird dahingehend umschrieben, dass die Eltern 
die Pflege und Erziehung des Kindes leiten und dabei die nötigen Entscheide treffen und zwar 
beides stets im Blick auf das Wohl des Kindes. Sie berücksichtigen dabei die eigene 
Handlungsfähigkeit des Kindes, insbesondere auch unter Wahrung dessen höchstpersönliche 
Rechte (Art. 301 Abs. 1 ZGB sowie Art. 19c ZGB).  M.a.W. ist die elterliche Sorge das 

                                                 
9  Vgl. dazu auch Gloor/Schweighauser, FamPra.ch 2014, S. 22. 
10 A.M. Meier/Stettler, S. 586.  
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unverzichtbare Pflichtrecht der Eltern, das minderjährige Kind zu erziehen, zu vertreten und 
sein Vermögen zu verwalten und bei dessen Urteilsunfähigkeit zu entscheiden.  

Einzelne Gesichtspunkte finden sich in folgenden Bestimmungen: 
- körperliche, geistige und sittliche Entfaltung (Art. 302 Abs. 1 ZGB) 
- Schulung und Ausbildung (Art. 302 Abs. 2 ZGB) 
- Religion und Weltanschauung (Art. 303 ZGB) 
- Ort des Aufenthalts / Obhut (Art. 301 Abs. 3 ZGB) 
- Vorname (Art. 301 Abs. 4 ZGB) 
- Vertretung des Kindes (Art. 304 ZGB) 
- Verwaltung des Kindesvermögen (Art. 318 ZGB) 

5.2. Gemeinsame Entscheide 

Grundsätzlich haben die Eltern alles, was das Kind betrifft, unter altersgerechtem Einbezug des 
Kindes gemeinsam zu regeln. Gemeinsame elterliche Sorge erfordert daher 
Kommunikationswilligkeit und -fähigkeit, aber auch Kompromissbereitschaft der Eltern sowie ein 
Mindestmass an Kooperation. Es entspricht nicht dem Gesetzeszweck des neuen Sorgerechts, 
dass die KESB als Vermittlerin bzw. Schlichterin in Bezug auf jegliche Entscheide von 
gemeinsam sorgeberechtigten Eltern zur Verfügung steht. Dies auch deshalb, weil die Eltern 
verpflichtet sind, sich zum Wohl des Kindes rechtzeitig zu einigen. Insofern wird die KESB zu 
prüfen haben, ob sie auf die gestellten Begehren einzutreten hat.  

Können sich aber Eltern in wesentlichen nicht alltäglichen Kindesbelangen nicht einigen so kann 
die KESB von einem Elternteil oder dem urteilsfähigen Kind angerufen werden. Die KESB muss 
intervenieren, wenn durch die Uneinigkeit der Eltern das Kindeswohl gefährdet ist und die KESB 
über geeignete Massnahmen verfügt, der Kindeswohlgefährdung entgegen zu wirken. Die KESB 
kann die Eltern ermahnen bzw. diesen Weisungen erteilen (Art. 307 Abs. 3 ZGB) oder als 
geeignete Massnahme im Sinne von Art. 307 Abs. 1 ZGB die Entscheidbefugnis einem Elternteil 
einräumen11 oder analog zu Art. 392 Ziff. 1 ZGB den Entscheid anstelle der Eltern 
treffen. Ebenso können weitergehende Kindesschutzmassnahmen geprüft werden. Auch die 
Möglichkeit, die Eltern zu einem Mediationsversuch aufzufordern (Art. 314 Abs. 2 ZGB) oder eine 
Mediation anzuordnen (Art. 307 Abs. 3 ZGB), ist in Erwägung zu ziehen, ebenso die Prüfung 
einer Verfahrensvertretung (Art. 314abis ZGB). So oder anders ist die Frage im 
Wiederholungsfalle berechtigt, ob die Aufrechterhaltung der gemeinsamen elterlichen Sorge noch 
sachgerecht ist oder ein Fall im Sinne einer qualifizierten Kooperationsunfähigkeit zum 
erheblichen Nachteil des Wohlergehens des Kindes vorliegt. Es geht aber nicht an, dass die 
KESB zur Streitschlichtungsstelle verkommt und immer wieder in einzelnen Fragen 
entscheidet. Wie schon eingangs erwähnt, geht die gemeinsame Sorge als Regel davon aus, 
dass die Eltern in der Lage sind, sich zu einigen und gemeinsam eine Lösung zu finden. Das ist 
der bereits angesprochene Paradigmenwechsel. Die KESB müssen dies bei den Eltern 
konsequent einfordern und solange keine konkrete Kindeswohlgefährdung vorliegt auf die 
Begehren nicht eintreten.  

Der Umfang der gemeinsamen Entscheidungen ist nicht unbegrenzt. So wird dem betreuenden 
Elternteil eine gewisse Entscheidautonomie in sogenannten alltäglichen oder dringlichen 
Belangen zugebilligt (Art. 301 Abs. 1bis Ziff. 1 ZGB). Dabei wurde bewusst auf das Nennen von 
Kriterien, welche für alltägliche Belange charakteristisch sein könnten, verzichtet (BBl 2011 S. 
9106). Was welchem Bereich zuzuordnen ist, wird sich demgemäss am Einzelfall unter Einbezug 
sämtlicher Umstände nach objektiven Gesichtspunkten beurteilen12. Dabei dürften Fragen, 
welche in unmittelbarem Zusammenhang mit der häuslichen Gemeinschaft stehen (faktische 
Obhut) eher dem Charakter der Alltäglichkeit nahe stehen als Weitergehende. Demgegenüber 
sind dringliche Belange dahingehend auszulegen, wenn Gefahr in Verzug liegt und ein Zuwarten 
dem Kindeswohl widerspräche. Eher selten dürfte mit den heutigen Kommunikationsmittel 
derjenige Fall sein, dass der andere Elternteil nicht mit vernünftigen Aufwand zu erreichen sein 

                                                 
11 Vgl. dazu Hausheer/Geiser/Aebi-Müller, Familienrecht des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, 5. Aufl., Bern 2014, N 17.128. 
12 Vgl. zahlreiche Beispiele in Meier/Stettler, S. 667 mit Hinweisen.  
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wird (Art. 301 Abs. 1bis Ziff. 2 ZGB). Dies drängt sich rein schon deshalb auf, weil im Sinne einer 
Ausnahmeregelung eine restriktive Praxis angezeigt ist.   

 

6. Einzelfragen 

6.1. Behördliche (Mit)-Verantwortung bei der Vaterschafts- und Unterhaltsregelung 

Bei der Beratung zur gemeinsamen elterlichen Sorge (Ziff. 3.4.) wurde darauf hingewiesen, dass 
ein Unterhaltsvertrag bei nicht miteinander verheirateten Eltern grundsätzlich immer zu 
empfehlen ist, insbesondere wenn die Eltern nicht miteinander im gleichen Haushalt leben. Der 
Entscheid, ob ein Unterhaltsvertrag im Einzelfall abgeschlossen wird, liegt dabei in der alleinigen 
Kompetenz der Eltern; die KESB kann lediglich darauf hinweisen und einen solchen empfehlen.13  

Bei nicht miteinander verheirateten Eltern ist nicht nur der Unterhalt, sondern u.U. und vor allem 
die Regelung der Vaterschaft eine wichtige Aufgabe der KESB. Hierzu Folgendes:  

Das Kind hat ein Recht auf Kenntnis seiner Abstammung sowie auf angemessenen Unterhalt. 
Wenn die KESB vom Zivilstandsamt eine Mitteilung bekommt (Art. 50 Abs. 1 ZStV)14, hat sie je 
nach Konstellation unterschiedliche Handlungsoptionen resp. Mitverantwortungen:  

a) Das Kind ist rechtlich vaterlos (d.h. bis zur Geburt des Kindes ist keine Anerkennung 
erfolgt): Die KESB wird die Mutter i.d.R. anschreiben und zu einem Gespräch einladen, 
anlässlich dessen der Anspruch des Kindes auf Kenntnis seiner Abstimmung besprochen 
wird. Rechtliche Vaterlosigkeit stellt i.d.R. eine Kindeswohlgefährdung dar, die ein 
Einschreiten der KESB erfordert. Bemühungen der Mutter, das Kindesverhältnis zum Vater 
herzustellen (insb. via Anerkennung), werden unterstützt, nötigenfalls mittels Errichtung einer 
Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB mit dem Auftrag der Feststellung der Vaterschaft 
(i.d.R. kombiniert mit dem Auftrag der Regelung des Unterhalts).  

b) Das Kind wurde vom Vater anerkannt (ohne gleichzeitige Erklärung der gemeinsamen 
Sorge): Die KESB wird die Mutter und den Vater i.d.R. anschreiben und auf die Möglichkeit 
der Erklärung der gemeinsamen Sorge sowie die Bedeutung eines Unterhaltsvertrags 
aufmerksam machen. Ein Unterhaltsvertrag ist zu empfehlen, insb. wenn die Eltern nicht in 
Hausgemeinschaft leben.   

c) Das Kind wurde vom Vater anerkannt und die gemeinsame elterliche Sorge wurde erklärt: 
Die KESB wird die Mutter und den Vater i.d.R. anschreiben und auf die Bedeutung eines 
Unterhaltsvertrags aufmerksam machen. Bei nicht in Hausgemeinschaft lebenden Eltern ist 
ein Unterhaltsvertrag zu empfehlen. Wenn die Anrechnung der Erziehungsgutschriften noch 
nicht geregelt wurde, hat die KESB diese Fälle ab 1.1.2015 zu terminieren und nach Ablauf 
von drei Monaten nachzufragen und die Anrechnung der Erziehungsgutschriften ggf. selber 
festzulegen (vgl. Ziff. 6.4.).   

 
Art. 309 aZGB wird per 1. Juli 2014 aufgehoben. Als „Ersatz“ wird Art. 308 Abs. 2 ZGB ergänzt. 
Die am 1. Juli 2014 nach Art. 309 ZGB bestehenden Massnahmen laufen weiter; die KESB kann 
bei diesen Massnahmen vom Beistand oder der Beiständin einen Zwischenbericht verlangen und 
die Massnahme gegebenenfalls in eine Massnahme nach Art. 308 Abs. 2 ZGB mit dem 
spezifischen Auftrag „Feststellung Vaterschaft“ umwandeln.  

                                                 
13 Gegebenenfalls wird sich der Abschluss eines Unterhaltsvertrags aufgrund faktischer Umstände ergeben, weil z.B. das   

 Steueramt oder die Alimentenbevorschussungsstelle einen solchen verlangt.   
14 Art. 50 Abs. 1 ZStV [Mitteilungen des Zivilstandsamtes an die KESB]:  
    a)     Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind (…); 
    b)     (….); 
    c)     die Anerkennung eines unmündigen Kindes;  
    cbis)  die zusammen mit der Anerkennung abgegebene Erklärung über die gemeinsame elterliche Sorge sowie die Vereinbarung  
            über die Anrechnung von Erziehungsgutschriften; (…). 
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Ein bestehender Unterhaltsvertrag ist auch weiterhin gültig. Eine Erklärung oder Anordnung 
der gemeinsamen Sorge ändert nichts an der Gültigkeit von bestehenden Unterhaltsverträgen. 
Eine Abänderung ist für das Kind erst mit der Genehmigung der KESB oder durch ein 
gerichtliches Urteil verbindlich (Art. 287 ZGB). Eine von den Eltern abgeschlossene und von der 
KESB nicht genehmigte Vereinbarung stellt einen Titel für die provisorische Rechtsöffnung dar, 
eine genehmigte Unterhaltsvereinbarung hingegen einen Titel für die definitive Rechtsöffnung, 
mit dem ggf. die Alimentenbevorschussung eingefordert werden kann.  

 

6.2. Namensrecht 

Bei nicht miteinander verheirateten Eltern ist die Zuteilung der elterlichen Sorge auch für den 
Namenserwerb von Bedeutung. Wird die gemeinsame elterliche Sorge nach der Geburt des 
ersten Kindes begründet, so können die Eltern innerhalb eines Jahres seit deren Begründung 
gegenüber dem Zivilstandsamt erklären, dass das Kind den Ledignamen des andern Elternteils 
trägt. Diese Erklärung gilt für alle gemeinsamen Kinder, unabhängig von der Zuteilung der 
elterlichen Sorge (Art. 270a Abs. 2 ZGB). Demgegenüber führen spätere Änderungen in Bezug 
auf das Sorgerecht nicht zu einer Änderung des Namens (Art. 270a Abs. 4 ZGB). Es stellt sich 
die Frage, an wen sich die Eltern wenden können, sofern sie sich hinsichtlich der Namenswahl 
nicht einig sind. Die Botschaft weist diese Aufgabe der KESB zu, welche unter vorrangiger 
Berücksichtigung des Kindeswohls zu entscheiden habe (BBl 2011 S. 9102). Eine gesetzliche 
Grundlage wurde aber nicht geschaffen; es bleibt einzig der Weg, eine Gefährdung des 
Kindeswohls anzunehmen und der KESB gestützt auf Art. 307 Abs. 1 ZGB die Legitimation 
zuzuweisen, bei Uneinigkeit der Eltern den Namen festzulegen  

 

6.3. Wohnsitz des Kindes 

Als Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Sorge gilt der Wohnsitz der Eltern oder, wenn die Eltern 
keinen gemeinsamen Wohnsitz haben, der Wohnsitz des Elternteils, unter dessen Obhut das 
Kind steht; in den übrigen Fällen gilt sein Aufenthaltsort als Wohnsitz (Art. 25 Abs. 1 ZGB).  

Nach dem 1. Juli 2014 entspricht der Begriff Obhut der sogenannten faktischen Obhut. Wurde die 
Obhut keinem Elternteil zugeteilt, so stellt sich die Frage, wie sich der Wohnsitz des Kindes bei 
getrennt lebenden Eltern ableiten lässt, wenn lediglich Betreuungsanteile geregelt sind. Aus 
Praktikabilitätsgründen erscheint sachgerecht, wenn der Wohnsitz des Kindes am Ort des 
hauptsächlich betreuenden Elternteils angeknüpft wird, sofern das Betreuungsmodell 
asymmetrisch ausgestaltet ist.15 

Besteht demgegenüber ein symmetrisches Betreuungsmodell in Form von gleich grossen 
Betreuungsanteilen, so ist der Wohnsitz des Kindes wählbar und sollte von den Eltern oder 
derjenigen Instanz, welche das Betreuungsmodell anordnet, festgelegt werden. 

 

6.4. AHV-Erziehungsgutschriften 

Bis zum 31. Dezember 2014 gilt die bestehende Regelung: Nicht miteinander verheiratete 
Eltern, welchen die gemeinsame Sorge zusteht, können schriftlich vereinbaren, welchem 
Elternteil die ganze Erziehungsgutschrift angerechnet werden soll. Ohne Vereinbarung wird die 
Erziehungsgutschrift hälftig aufgeteilt (Art. 52f Abs. 2bis AHVV, SR 831.101). Ein behördliches 
Anordnungsverfahren im Falle einer fehlenden Vereinbarung gibt es nicht. 

Per 1. Januar 2015 wird die Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
(AHVV) geändert. Die Eltern können - wie bisher - vereinbaren, wem die Erziehungsgutschriften 

                                                 
15   Vgl. Patrick Fassbind, Inhalt des gemeinsamen Sorgerechts, der Obhut und des Aufenthaltsbestimmungsrechts im Lichte des 

neuen gemeinsamen Sorgerechts als Regelfall, in: AJP 2014 S. 695 
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infolge überwiegender Betreuung zu 100% anzurechnen sind oder ob sie gemäss der hälftigen 
Betreuung hälftig aufgeteilt werden. Die Vereinbarung kann im Moment der Abgabe der Erklärung 
vor dem Zivilstandsamt oder der KESB abgeschlossen oder innert 3 Monaten nach der Erklärung 
bei der KESB eingereicht werden. Geht innert dieser Frist keine Vereinbarung ein, so ist neu 
vorgesehen, dass die KESB die Anrechnung der Erziehungsgutschriften regelt (nArt. 52fbis Abs. 3 
AHVV). Die KESB hat bei ihrem Entscheid ein sehr eingeschränktes Ermessen. Wird das Kind 
zum überwiegenden Teil durch einen Elternteil betreut, so ist ihm die ganze Erziehungsgutschrift 
anzurechnen. Wird es zu gleichen Teilen von beiden betreut, so ist die Erziehungsgutschrift 
hälftig aufzuteilen (nArt. 52fbis Abs. 2 AHVV). Eine weitere Differenzierung (z.B. 70:30) ist nicht 
möglich. Ein Entscheid über die Anrechnung der Erziehungsgutschriften setzt voraus, dass die 
KESB Kenntnis der Betreuungsmodalitäten hat. Solange die Anrechnung der 
Erziehungsgutschriften nicht geregelt ist, wird sie der Mutter des Kindes zu 100% angerechnet 
(nArt. 52fbis Abs. 6 AHVV). Dieser Regelung gilt ab 1.1.2015 auch bei Eltern, denen die 
Erziehungsgutschriften mangels Regelung  hälftig angerechnet wurden (vgl. oben, Regelung bis 
31.12.2014); wenn die Eltern nichts unternehmen, wird die Erziehungsgutschrift ab 1.1.2015 in 
vollem Umfang der Mutter angerechnet. Wenn die Eltern die Erziehungsgutschrift weiterhin hälftig 
teilen möchten, müssen sie eine entsprechende Vereinbarung treffen. Einen Handlungsbedarf 
seitens KESB gibt es bei diesen Fällen nicht.  

Betreffend Zuständigkeit erscheint es sachgerecht, die KESB am Wohnsitz der Mutter als 
örtlich zuständig zu betrachten (sie erhält auch die Mitteilung des Zivilstandsamtes über eine 
Anerkennung mit gleichzeitiger Erklärung der gemeinsamen elterlichen Sorge, vgl. Art. 50 Abs. 2 
Bst. a ZStV i.V.m. Art. 50 Abs. 1 Bst. c und Bst. cbis ZStV analog). Die revidierten Bestimmungen 
der AHVV treten am 1. Januar 2015 in Kraft, was konkret bedeutet, dass Verfahren betreffend 
Erziehungsgutschriften von der KESB ab dem 1. April 2015 zu führen sind. Das bedingt, dass der 
Meldungseingang vom Zivilstandsamt zu kontrollieren ist und entsprechende Abläufe (inkl. 
Fristenmanagement) KESB-intern festgelegt sind. 
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Anhang:  
Sachliche Zuständigkeiten in Belangen der gemeinsamen elterlichen Sorge16 
 
a) Verheiratete/geschiedene/getrennte Eltern 
 

 Elterliche Sorge Obhut, Betreuung/ 
persönlicher Verkehr 

Unterhalt 

(verheiratete) Eltern in 
einem eherechtlichen 
Verfahren 

• Gericht (Art. 133 Abs. 1 bzw. 
Art. 176 Abs. 3 i.V.m. Art. 298 
Abs. 1 ZGB) 

• Gericht: Genehmigung der von 
den Eltern getroffenen 
Vereinbarung (Art. 133 Abs. 1 
ZGB, Art. 176 Abs. 3 ZGB); im 
Konfliktfall Regelung anordnen 
(Art. 133 Abs. 1/Art. 176 Abs. 3 
i.V.m. Art. 275 Abs. 2 ZGB) 

• Gericht: Genehmigung der 
Vereinbarung (Art. 287 Abs. 3 
ZGB); im Konfliktfall Festlegung 
(Art. 133 Abs. 1 /Art. 176 Abs. 3 
ZGB) 

Abänderung von 
Regelungen bei 
rechtskräftig 
geschiedenen oder 
gerichtlich getrennten 
Eltern 

• KESB: bei Einigkeit der Eltern 
(Art. 134 Abs. 3 ZGB) 

• Gericht: in strittigen Fällen  
(Art. 134 Abs. 3 ZGB) 

• KESB: bei Einigkeit der Eltern 
(Art. 134 Abs. 3 / 179 Abs. 1 
ZGB) sowie in strittigen Fällen, 
welche ausschliesslich den 
persönlichen Verkehr/die 
Betreuungsanteile betreffen 
(Art. 134 Abs. 4 ZGB) 

• Gericht: sofern gleichzeitig 
Zuteilung elterliche Sorge 
und/oder Obhut und/oder 
Unterhaltsbeitrag strittig  
(Art. 134 Abs. 4 ZGB) 

• KESB: bei Einigkeit der Eltern  
(Art. 134 Abs. 3 ZGB) 

• Gericht: im Konfliktfall  
(Art. 134 Abs. 3 ZGB) 

 
 

b) Nicht miteinander verheiratete Eltern 
 

 Elterliche Sorge Obhut, Betreuung/ 
persönlicher Verkehr 

Unterhalt 

Nicht miteinander 
verheiratete Eltern 

• Zivilstandsamt: keine 
Regelungskompetenz;  
lediglich Entgegennahme der 
gemeinsamen Erklärung bei 
gleichzeitiger Anerkennung  
(Art. 298a Abs. 4 ZGB) 

• KESB: Entgegennahme der 
gemeinsamen Erklärung sofern 
das Kind lediglich anerkannt 
wurde (Art. 298a Abs. 4 ZGB) 
sowie Regelung im Konfliktfall 
(Art. 298b ZGB) 

• Gericht: im Rahmen der 
Vaterschaftsklage (Art. 298c 
ZGB) 

[Zivilstandsamt: keine 
Regelungskompetenz;  
einzig Entgegennahme der 
gemeinsamen Erklärung, dass 
sich die Eltern über diese 
Belange geeinigt haben] 

• KESB: Entgegennahme der 
gemeinsamen Erklärung sofern 
das Kind lediglich anerkannt 
wurde sowie Regelung im 
Konfliktfall (Art. 298b Abs. 3 
ZGB) 

• Gericht: im Rahmen der 
Vaterschaftsklage (Art. 298c 
ZGB, Kompetenzattraktion) 
 

[Zivilstandsamt: keine 
Regelungskompetenz;  
einzig Entgegennahme der 
gemeinsamen Erklärung, dass  
sich die Eltern über den Unterhalt 
geeinigt haben] 

• KESB: Entgegennahme der 
gemeinsame Erklärung sofern das 
Kind lediglich anerkannt wurde 
sowie Genehmigung der in einem 
aussergerichtlichen Verfahren 
zustande gekommenen Unterhalts-
vereinbarung sowie deren 
einvernehmliche Abänderung  
(Art. 287 Abs. 1 und Abs. 2 ZGB) 

• Gericht: Genehmigung eines im 
Gerichtsverfahren zustände-
gekommenen Unterhaltvertrages 
(Art. 287 Abs. 3 ZGB) sowie 
Regelung im Konfliktfall  
(Art. 279 ZGB) 

• [Sonderfall: Abfindung: 
- KESB: aussergerichtlich 

zustande gekommene 
Abfindungsvereinbarung  
(Art. 288 Abs. 2 Ziff. 1 ZGB) 

- Gericht: gerichtlich zustande 
gekommene Abfindungs-
vereinbarung  
(Art. 288 Abs. 2 Ziff. 1 ZGB)] 

Abänderungen von 
Regelungen bei nicht 
miteinander 
verheirateten Eltern 

• KESB: bei Einigkeit wie auch im 
Konfliktfall  

• KESB: bei Einigkeit wie auch im 
Konfliktfall 

• KESB: bei Einigkeit  
(Art. 287 Abs. 1 und 2 ZGB) 

• Gericht: im Konfliktfall  
(Art. 286 Abs. 2 ZGB) 

                                                 
16   Erstellt auf der Basis einer unveröffentlichten Unterrichtsunterlage von Daniel Rosch und Linus Cantieni.  
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B) Formular  

Déclaration concernant l'autorité parentale conjointe 
Erklärung über die gemeinsame elterliche Sorge  

Dichiarazione concernente l'autorità parentale congiunta 
 (Art. 298a CC/ZGB) 

Mère / Mutter / Madre 

Nom / Name / Cognome       
Prénoms / Vornamen / Nomi       

Date de naissance / Geburtsdatum / Data di nascita       
Lieu d'origine / Heimatort / Luogo di attinenza       
Nationalité / Staatsangehörigkeit / Cittadinanza       

Domicile / Wohnort / Domicilio       

Père / Vater / Padre 

Nom / Name / Cognome       
Prénoms / Vornamen / Nomi       

Date de naissance / Geburtsdatum / Data di nascita       
Lieu d'origine / Heimatort / Luogo di attinenza       
Nationalité / Staatsangehörigkeit / Cittadinanza       

Domicile / Wohnort / Domicilio       

Enfant / Kind / Figlio 

Nom / Name / Cognome       
Prénoms / Vornamen / Nomi       

Date de naissance / Geburtsdatum / Data di nascita       
Lieu d'origine / Heimatort / Luogo di attinenza       
Nationalité / Staatsangehörigkeit / Cittadinanza       

Domicile / Wohnort / Domicilio       

Par la présente, nous déclarons l'autorité parentale conjointe et confirmons: 
Hiermit erklären wir die gemeinsame elterliche Sorge und bestätigen: 

Con la presente dichiariamo l'autorità parentale congiunta e confermiamo:  

1. que nous sommes disposés à assumer 
conjointement la responsabilité de 
l'enfant; et  

2. que nous nous sommes entendus sur la 
garde de l'enfant, sur les relations 
personnelles ou la participation de 
chaque parent à sa prise en charge ainsi 
que sur la contribution d'entretien.  

1. dass wir bereit sind, gemeinsam die 
Verantwortung für das Kind zu 
übernehmen; und  

2. dass wir uns über die Obhut und den 
persönlichen Verkehr oder die 
Betreuungsanteile sowie über den 
Unterhaltsbeitrag für das Kind 
verständigt haben.  

1. che siamo disposti ad assumere 
congiuntamente la responsabilità 
del figlio; e  

2. che ci siamo accordati in merito alla 
custodia, alle relazioni personali o 
alla partecipazione alla cura del 
figlio e al suo contributo di 
mantenimento.  

 

 

Lieu et date /Ort und Datum /Luogo e data  ___________________________________________  

 
La mère /Die Mutter /La madre  ___________________________________________  

 
Le père /Der Vater/Il padre  ___________________________________________  

 
Autorité de protection de l’enfant compétente (timbre et signature)/ 
Zuständige Kindesschutzbehörde (Stempel und Unterschrift)/ 
Autorità di protezione dei minori competente (timbro e firma)  ____________________________________________  
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Convention sur l'attribution de la bonification pour tâches éducatives 
Vereinbarung über die Anrechnung von Erziehungsgutschriften 

Convenzione concernente l'attribuzione di accrediti per compiti educativi 
 

 Mère/Mutter/Madre Père/Vater/Padre 
 

Attribution de la bonification pour les tâches éducatives 
Anrechnung der Erziehungsgutschrift 50% 50% 
Attribuzione di accrediti per compiti educativi 

(prise en charge de l’enfant assumée à égalité par la mère et par le père) 
(Betreuung des Kindes zu gleichen Teilen durch Mutter und Vater) 
(cura del figlio ripartita in ugual misura tra madre e padre) 

*** 

Attribution de la bonification pour les tâches éducatives 
Anrechnung der Erziehungsgutschrift 100% 0% 
Attribuzione di accrediti per compiti educativi 

(plus grande partie de la prise en charge de l’enfant assumée par la mère) 
(Betreuung des Kindes zum überwiegenden Teil durch die Mutter) 
(cura del figlio prevalentemente a carico della madre) 

*** 

Attribution de la bonification pour les tâches éducatives 
Anrechnung der Erziehungsgutschrift 0% 100% 
Attribuzione di accrediti per compiti educativi 

(plus grande partie de la prise en charge de l’enfant assumée par le père) 
(Betreuung des Kindes zum überwiegenden Teil durch den Vater) 
(cura del figlio prevalentemente a carico del padre) 

*** 

Pas de convention / Keine Vereinbarung / Nessuna convenzione 

(dès le 1.1.2015: dépôt de la convention dans les 3 mois auprès de l’APEA du domicile de la mère; en cas de non-respect du 
délai, l’APEA ouvrira une procédure, payante, pour statuer sur l’attribution de la bonification pour tâches éducatives) 

(ab 1.1.2015: Einreichen der Vereinbarung innert 3 Monaten an die KESB am Wohnsitz der Mutter; im Säumnisfall wird die 
KESB ein kostenpflichtiges Verfahren betreffend Anrechnung der Erziehungsgutschriften eröffnen) 

(dal 1.1.2015: la convenzione deve essere presentata all’APMA del domicilio della madre entro 3 mesi; se tale termine  
non viene rispettato, l’APMA apre una procedura onerosa per l’attribuzione degli accrediti per compiti educativi) 

 

Lieu et date 
Ort und Datum 
Luogo e data  _____________________________________________________  

 
La mère  
Die Mutter 
La madre  _____________________________________________________  

 
Le père  
Der Vater 
Il padre  _____________________________________________________  
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C) Merkblatt für Eltern 

Gemeinsame elterliche Sorge – Eine Information für nicht miteinander verheiratete Eltern 

1. Wie erhalten wir die gemeinsame elterliche Sorge? 
1. Durch eine gemeinsame Erklärung  
Nicht miteinander verheiratete Eltern können erklären, dass sie die elterliche Sorge gemeinsam 
ausüben möchten. Die Erklärung kann entweder gleichzeitig mit der Anerkennung des Kindes durch 
den Vater gegenüber dem Zivilstandsamt oder später gegenüber der KESB am Wohnsitz des Kindes 
abgegeben werden. In dieser schriftlichen Erklärung bestätigen die Eltern, dass sie bereit sind, 
gemeinsam die Verantwortung für ihr Kind zu übernehmen und sich über die Obhut und das 
Besuchsrecht oder die Betreuungsanteile sowie über den Unterhaltsbeitrag für das Kind geeinigt 
haben. Die Erklärung über die gemeinsame elterliche Sorge muss immer von beiden Elternteilen 
zusammen abgegeben werden. 

2. Ohne gemeinsame Erklärung 
Ist ein Elternteil nicht bereit, die Erklärung über die gemeinsame elterliche Sorge abzugeben, so kann 
der andere Elternteil an die KESB am Wohnsitz des Kindes gelangen, welche über die elterliche 
Sorge entscheidet. Solange steht die elterliche Sorge allein der Mutter zu. Das heisst, die Mutter 
kann alleine über alle Belange des Kindes entscheiden, muss aber den Vater über wichtige 
Ereignisse im Leben des Kindes informieren und ihn vor wichtigen Entscheidungen anhören. Der 
Vater muss sich durch Betreuung des Kindes und/oder durch Bezahlung eines Unterhaltsbeitrags an 
der Pflege und Erziehung des Kindes beteiligen.  
Der Gesetzgeber hat die gemeinsame Sorge als Regel eingeführt. D.h., die gemeinsame elterliche 
Sorge darf einem Elternteil nur in begründeten Ausnahmefällen vorenthalten werden (nur wenn das 
Kindeswohl durch die Verfügung der gemeinsamen Sorge schwerwiegend gefährdet wird). Ein 
blosser Streit zwischen den Eltern oder gewisse Uneinigkeit der Eltern reichen als Gründe nicht aus. 
Die KESB entscheidet unter Berücksichtigung des Kindeswohls und der Gesamtsituation, ob die 
elterliche Sorge beiden Eltern zugeteilt wird. 

 
2. Welche Rechte und Pflichten haben Eltern mit gemeinsamer elterlicher Sorge? 
Die Eltern haben die Pflicht und das Recht für ihr minderjähriges Kind zu sorgen. Bei gemeinsamer 
elterlicher Sorge haben beide Eltern grundsätzlich die gleichen Rechte und Pflichten. Weitreichende 
Entscheide sind von den Eltern gemeinsam unter altersgerechtem Einbezug des Kindes zu treffen. 
Es wird eine Kooperationsfähigkeit als auch eine Kooperationswilligkeit vorausgesetzt.  
Der Elternteil, der das Kind betreut, kann allein entscheiden, wenn die Angelegenheit alltäglich oder 
dringlich ist oder wenn der andere Elternteil nicht mit vernünftigem Aufwand zu erreichen ist. 
Alltäglich ist die Angelegenheit, wenn sie mit der täglichen Betreuung und Versorgung des Kindes in 
einem engen Zusammenhang steht, beispielsweise Teilnahme an einem Tagesauflug der Schule, 
Behandlung einer normalen Grippeerkrankung, Bestimmung der Schlafenszeit etc. 
Demgegenüber sind Fragen betreffend Aufenthaltsort (wo das Kind mehrheitlich lebt), Auswahl des 
Schultyps, schwerwiegende medizinische Eingriffe, Verwaltung des Kindesvermögens etc. nicht 
alltäglicher Natur und müssen gemeinsam entschieden werden. Die Eltern müssen in der Lage sein, 
gemeinsame Lösungen zum Wohlergehen ihres Kindes zu finden.  
 
3. Was sind Erziehungsgutschriften? 
Erziehungsgutschriften berücksichtigen bei der Berechnung der Altersrente die Einkommensein-
busse, die ein Elternteil infolge der Betreuung der Kinder unter Umständen verzeichnet. Nicht 
miteinander verheiratete Eltern, welche die gemeinsame elterliche Sorge durch gemeinsame 
Erklärung begründen, können vereinbaren, wem die Erziehungsgutschriften anzurechnen oder ob sie 
zu teilen sind. Wird keine Vereinbarung getroffen, so wird die KESB nach Ablauf von drei Monaten 
von Amtes wegen die Anrechnung der Erziehungsgutschriften regeln. Eine hälftige Anrechnung ist 
dann angezeigt, wenn beide Eltern in ähnlich grossem Umfang Betreuungsleistungen erbringen. 
Diese Regelung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Bis zum 31. Dezember 2014 werden die Erziehungs-
gutschriften hälftig angerechnet, sofern die Eltern keine anderslautende Vereinbarung getroffen 
haben. Die Eltern müssen diese Vereinbarungen aufbewahren und im Vorsorgefall vorweisen.  
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4. Was geschieht, wenn wir uns als Eltern nicht einigen können? 
Es entspricht nicht dem Gesetzeszweck des neuen Sorgerechts, dass die KESB als Vermittlerin bzw. 
Schlichterin in Bezug auf jegliche Entscheide von gemeinsam sorgeberechtigten Eltern zur 
Verfügung steht. Dies auch deshalb, weil die Eltern verpflichtet sind, sich zum Wohl des Kindes 
rechtzeitig zu einigen. Es empfiehlt sich, sich in erster Linie an eine Beratungsstelle zu wenden und 
eine einvernehmliche Regelung mit deren Unterstützung zu finden. 
Bei aus Uneinigkeit resultierenden, schwerwiegenden Kindeswohlgefährdungen (gemeint sind nur 
zwingende, notwendigerweise gemeinsam zu treffende Entscheide von Eltern mit gemeinsamer 
Sorge), kann die KESB angerufen werden. Die KESB kann die Eltern ermahnen bzw. diesen 
Weisungen erteilen oder als geeignete Massnahme den Entscheid anstelle der Eltern treffen bzw. 
anderweitige Kindesschutzmassnahmen ergreifen.  
 
5. Hat die gemeinsame elterliche Sorge Auswirkungen auf den Namen des Kindes? 
Geben die Eltern die Erklärung über die gemeinsame elterliche Sorge zusammen mit der 
Vaterschaftsanerkennung beim Zivilstandsamt ab, können sie gleichzeitig auch über den 
Familiennamen des Kindes entscheiden. Dabei können sie zwischen dem Ledignamen der Mutter 
oder des Vaters wählen.  
Geben die Eltern die Erklärung über die gemeinsame elterliche Sorge zu einem späteren Zeitpunkt 
bei der KESB ab, so können die Eltern ab dann innerhalb eines Jahres beim Zivilstandsamt erklären, 
dass das Kind den Ledignamen des anderen Elternteils trägt. Diese Erklärung gilt für alle 
gemeinsamen Kinder.  

 

6. Was geschieht, wenn wir uns als Paar trennen? 
Trennen sich nicht miteinander verheiratete Eltern, bewirkt das keine Änderung bezüglich der 
bisherigen gemeinsamen elterlichen Sorge. Bei getrenntem Wohnsitz der Eltern ist eine Regelung 
des Unterhaltes für das Kind und eine Vereinbarung über die Betreuungsaufteilung sinnvoll und wird 
empfohlen. Der Unterhaltsbeitrag soll dem Bedarf des Kindes (Nahrung, Kleidung, Versicherungen, 
Unterkunft, Betreuung, schulische und berufliche Ausbildung, Freizeit etc.) sowie dem Lebens-
standard und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern entsprechen. Für das Kind wird die 
Unterhaltsregelung erst mit der Genehmigung durch die KESB oder durch ein gerichtliches Urteil 
gültig. Die Eltern können sich für die Ausarbeitung einer Unterhaltsvereinbarung an Beratungsstellen 
wenden.  
 
7. Kann ich als Vater oder Mutter bedenkenlos den Wohnort mit meinem Kind wechseln? 
Eltern müssen einander informieren, wenn sie ihren Wohnsitz wechseln.  
Haben die Eltern die gemeinsame Sorge, ist die Zustimmung des anderen Elternteils einzuholen, 
wenn der neue Aufenthaltsort des Kindes im Ausland liegt. Bei einem Umzug innerhalb der Schweiz 
gilt, dass der andere Elternteil zuzustimmen hat, wenn der Wechsel erhebliche Auswirkungen auf 
die Ausübung der elterlichen Sorge und den persönlichen Verkehr hat.   
Die gemeinsam sorgeberechtigten Eltern sind in erster Linie auch hier dazu angehalten, unter 
altersgerechtem Einbezug der Kinder eine einvernehmliche Lösung zu treffen. Sie haben miteinander 
Lösungen zum Wohl des Kindes zu finden und diese gemeinsam zu verantworten. Bei fehlender 
Zustimmung kann die KESB angerufen werden. Diese wird die Frage des Wegzuges als auch die 
weitergehenden Kindesbelange in einem kostenpflichtigen Verfahren regeln. Dabei können Eltern zu 
einer Mediation aufgefordert oder auch verpflichtet werden.  

 
8. Was passiert, wenn ein Elternteil stirbt? 
Üben die Eltern die elterliche Sorge gemeinsam aus und stirbt ein Elternteil, so steht die elterliche 
Sorge dem überlebenden Elternteil zu. 
 
Weitergehende Informationen erhalten Sie bei:  
     ((Adresse der KESB oder delegierte Beratungsstelle)) 
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Auf einen Blick 
 
Die heutigen Bestimmungen des AHV-Gesetzes sehen vor, dass bei der 
Rentenberechnung allfällige Erziehungsgutschriften angerechnet werden 
können. Diese Gutschriften sind keine Geldzahlungen, sondern fiktive Ein-
kommen, die erst bei der späteren Rentenberechnung berücksichtigt wer-
den. Personen, die Kinder unter 16 Jahren betreuen, erhalten so die Mög-
lichkeit, eine höhere Rente zu erzielen. 
 

Anknüpfungspunkt für den Anspruch auf die Erziehungsgutschrift bildet 
stets die elterliche Sorge. Steht die elterliche Sorge einem Elternteil alleine 
zu, so wird diesem automatisch die ganze Erziehungsgutschrift angerech-
net. Üben die Eltern die elterliche Sorge gemeinsam aus, ist die Anrech-
nung der Erziehungsgutschrift davon abhängig, ob die Eltern verheiratet, 
geschieden oder nicht miteinander verheiratet sind und welchen Umfang 
an Betreuungsleistung sie für die gemeinsamen Kinder erbringen (siehe 
Ziffern 1-5). 
 

Erziehungsgutschriften können Versicherten frühestens ab dem der Voll-
endung des 17. Altersjahres folgenden Kalenderjahres bis längstens zum 
31. Dezember des Kalenderjahres, welches dem Eintritt des Rentenalters 
vorangeht (d.h. Männer 65. Altersjahr, Frauen 64. Altersjahr), angerechnet 
werden. 
 

Adoptivkinder sind leiblichen Kindern hinsichtlich des Anspruchs auf Erzie-
hungsgutschriften gleichgestellt, d.h. sie gelten als eigene Kinder der an-
spruchsberechtigten Person. 
 

Änderungen bei der Anrechnung der Erziehungsgutschriften werden erst 
im Folgejahr wirksam. 
 

Bei der Geburt eines Kindes müssen die Eltern noch keinen Antrag auf Er-
ziehungsgutschriften bei ihrer Ausgleichskasse stellen. Erst bei der Einrei-
chung der Rentenanmeldung sind Angaben zu den betreuten Kindern so-
wie die entsprechenden Unterlagen notwendig. Deshalb ist es wichtig, 
dass die Versicherten Vereinbarungen, Formulare oder behördliche Ent-
scheide über die Anrechnung der Erziehungsgutschriften sorgfältig aufbe-
wahren. 
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Verheiratete Eltern 
 
1 Wem werden die Erziehungsgutschriften angerechnet? 

Bei Ehepaaren werden die Erziehungsgutschriften während der Kalender-
jahre der Ehe (zwingend) hälftig geteilt, sofern beide Ehegatten in der 
Schweiz versichert sind. Ist nur einer der Ehegatten versichert, wird diesem 
die ganze Erziehungsgutschrift angerechnet.  
 

Unerheblich ist bei verheirateten Eltern, ob es sich um eigene oder um 
Stiefkinder handelt. 
 

Geteilt werden die Erziehungsgutschriften ab dem Folgejahr der Ehe-
schliessung, frühestens jedoch ab dem 21. Altersjahr. 

 
Geschiedene oder nicht miteinander verheiratete  
Eltern 
 
2 Wem werden die Erziehungsgutschriften angerechnet? 

 
a. Bei behördlichem Entscheid über die gemeinsame 

elterliche Sorge 

Das Gericht oder die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde KESB befin-
den bei jedem Entscheid über die gemeinsame elterliche Sorge, die Zutei-
lung der Obhut oder die Betreuungsanteile von Amtes wegen gleichzeitig 
auch über die Anrechnung der Erziehungsgutschriften. Dabei haben sie, 
gestützt auf die Betreuungsleistung für die gemeinsamen Kinder, zu ent-
scheiden, wem die ganze resp. dass beiden Elternteilen je die halbe Erzie-
hungsgutschrift angerechnet wird:  
 

 Reduziert Elternteil A die Erwerbstätigkeit (voraussichtlich) in stärkerem 
Ausmass als Elternteil B, um die gemeinsamen Kinder betreuen zu kön-
nen, so erbringt Elternteil A einen überwiegenden Teil der Betreuungs-
leistung. Die Erziehungsgutschrift ist in diesem Fall Elternteil A voll an-
zurechnen.  
 

 Wird die Betreuungsleistung von den Eltern (voraussichtlich) ungefähr 
in gleichem Umfang erbracht, so ist ihnen die Erziehungsgutschrift hälf-
tig anzurechnen. 
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b. Bei Vereinbarung der gemeinsamen elterlichen 
Sorge durch die Eltern 

Geben die Eltern anlässlich der Kindesanerkennung vor dem Zivilstandsamt 
oder zu einem späteren Zeitpunkt bei der KESB die Erklärung über die ge-
meinsame elterliche Sorge ab, so können sie gleichzeitig eine Vereinba-
rung über die Anrechnung der Erziehungsgutschriften treffen. Dabei kön-
nen sie angeben, wem die ganze resp. dass beiden Elternteilen je die halbe 
Erziehungsgutschrift angerechnet werden soll.  
 

Können sich die Eltern im Rahmen der Erklärung über die gemeinsame el-
terliche Sorge noch nicht über die Anrechnung der Erziehungsgutschrift 
einigen, so können sie diese innerhalb von drei Monaten der KESB nach-
reichen (siehe Ziffer 5). Die Anrechnung der Erziehungsgutschriften erfolgt 
analog dem Beispiel in Ziffer 2. 
 
3 Was ist, wenn keine Einigung über die Anrechnung der 

Erziehungsgutschrift erzielt wird? 

Die Eltern müssen die «Vereinbarung über die Anrechnung von Erzie-
hungsgutschriften» nicht zwingend zusammen mit der «Erklärung über 
die gemeinsame elterliche Sorge» abgeben. Die Vereinbarung ist jedoch 
innert der nächsten 3 Monate bei der zuständigen KESB nachzureichen. 
Wenn die Eltern die Vereinbarung innerhalb dieser 3 Monate nicht einrei-
chen, kann die KESB die Eltern auffordern, ihr die vorgesehenen Betreu-
ungsverhältnisse mitzuteilen. Anschliessend entscheidet die KESB, gestützt 
auf die (voraussichtliche) Betreuungsleistung, über die Anrechnung der Er-
ziehungsgutschrift von Amtes wegen. 
 

Kommen die Eltern der Aufforderung durch die KESB nicht nach und teilen 
ihr die Betreuungsverhältnisse nicht mit, so wird die Erziehungsgutschrift 
ab 1. Januar 2015 in vollem Umfang der Mutter angerechnet. Die Anrech-
nung der Erziehungsgutschriften erfolgt analog dem Beispiel in Ziffer 2. 
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4 Können Eltern eine neue Vereinbarung über die An-
rechnung der Erziehungsgutschriften abschliessen? 

Ja. Geschiedene oder nicht miteinander verheiratete Eltern, welche die el-
terliche Sorge gemeinsam ausüben, können jederzeit eine neue Vereinba-
rung über die Anrechnung der Erziehungsgutschriften abschliessen. Das 
gilt selbst dann, wenn die Anrechnung der Erziehungsgutschriften von ei-
nem Gericht festgelegt wurde. 
 

Die Eltern können frei entscheiden, ob sie eine hälftige Anrechnung oder 
die Anrechnung der ganzen Erziehungsgutschrift bei einem der Elternteile 
vereinbaren. Sie müssen sich dabei nicht nach den Betreuungsverhältnis-
sen richten. Aus Beweisgründen muss die Vereinbarung schriftlich abge-
schlossen und für beide Elternteile je ein Exemplar ausgefertigt werden. 
Diese Änderungen gelten erst ab dem Folgejahr der Vereinbarung und in 
keinem Fall rückwirkend. 
 
5 Wem werden die Erziehungsgutschriften angerechnet, 

wenn weder eine Vereinbarung noch ein behördlicher 
Entscheid vorliegt? 

Liegt zum Zeitpunkt der Rentenberechnung weder eine Vereinbarung 
noch ein behördlicher Entscheid über die Anrechnung der Erziehungsgut-
schriften vor, werden die Erziehungsgutschriften ab dem 1. Januar 2015 in 
vollem Umfang der Mutter angerechnet.  
 

Dies gilt auch für Fälle, in denen die gemeinsame elterliche Sorge bereits 
vor dem 1. Januar 2015 bestanden hat, aber keine Vereinbarung über die 
Anrechnung der Erziehungsgutschriften vorliegt. Wollen betroffene Eltern 
nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen am 1. Januar 2015 eine Ver-
einbarung abschliessen, so können sie dies jederzeit tun (siehe Ziffer 4). 
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Wirkung der Erziehungsgutschrift 
 
6 Werden Erziehungsgutschriften kumuliert? 

Nein. Hat eine Person mehrere Kinder (auch aus verschiedenen Ehen), so 
können die Erziehungsgutschriften pro Kalenderjahr nicht kumuliert wer-
den. 
 

Beispiel: 
Ein Elternpaar hat drei Kinder. Die Differenz zwischen dem jüngsten und 
dem ältesten Kind beträgt sechs Jahre. Dies ergibt einen Anspruch auf Er-
ziehungsgutschriften von 22 Jahren (6 + 16 = 22).  
 
7 Wie werden die Erziehungsgutschriften angerechnet? 

Grundsätzlich werden immer ganze Erziehungsjahre angerechnet. War ei-
ne Person aber nur während einzelner Monate in der AHV versichert, so 
werden diese Monate über das Kalenderjahr hinaus zusammengezählt. Für 
je zwölf Monate wird ein Jahr angerechnet. Diese Anrechnungen werden 
von der zuständigen Ausgleichskasse vorgenommen.  
 

Erziehungsgutschriften werden nicht ausbezahlt, sondern bei der Festset-
zung der Rente angerechnet. 
 
8 Wie hoch sind die Erziehungsgutschriften? 

Die Erziehungsgutschrift entspricht der dreifachen jährlichen Minimalrente 
zum Zeitpunkt des Rentenanspruchs (siehe Merkblatt 3.01 - Altersrenten 
und Hilflosenentschädigungen der AHV). Die Summe der Erziehungsgut-
schriften wird durch die Beitragsdauer geteilt und dann zum durchschnitt-
lichen Erwerbseinkommen addiert. 
 

Erziehungsgutschriften erhöhen somit das massgebende durchschnittliche 
Jahreseinkommen und können den Rentenbetrag bis zur Maximalrente 
beeinflussen. 
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Vorgehen bei Änderung des Zivilstandes oder Ände-
rung der Zuteilung der elterlichen Sorge vor Eintritt 
des Rentenfalls 
 
9 Muss die Ausgleichskasse über Änderungen informiert 

werden? 

Nein. Es bedarf keiner Meldung an die zuständige Ausgleichskasse, da die 
Anrechnung der Erziehungsgutschriften erst bei Eintritt des Rentenfalles 
erfolgt. Auf der Rentenanmeldung sind solche Änderungen anzugeben. 
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 Auskünfte und weitere  

Informationen 
 

  
 

Dieses Merkblatt vermittelt nur eine Übersicht. Für die Beurteilung von 
Einzelfällen sind ausschliesslich die gesetzlichen Bestimmungen mass-
gebend. Die Ausgleichskassen und ihre Zweigstellen geben gerne 
Auskunft. Ein Verzeichnis aller Ausgleichskassen finden Sie unter 
www.ahv-iv.info. 
 

Die Zivilstandsbezeichnungen haben auch die folgende Bedeutung:  
 Ehe/Heirat: eingetragene Partnerschaft 
 Scheidung: gerichtliche Auflösung der Partnerschaft 
 Verwitwung: Tod des eingetragenen Partners 
 

Herausgegeben von der Informationsstelle AHV/IV in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesamt für Sozialversicherungen. 
 

Ausgabe Juli 2014. Auch auszugsweiser Abdruck ist nur mit schriftli-
cher Einwilligung der Informationsstelle AHV/IV erlaubt.  
 

Dieses Merkblatt kann bei den AHV-Ausgleichskassen und deren 
Zweigstellen sowie den IV-Stellen bezogen werden. Bestellnummer 
1.07/d. Es ist ebenfalls unter www.ahv-iv.info verfügbar. 

der Schweiz mit Wohnsitz im Ausla1.07-14/01-D 
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